
 

  

S 11 AL 69/04

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Aachen
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 11
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 11 AL 69/04
Datum 12.01.2005

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 23.07.2004 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 13.08.2004 verurteilt, der KlÃ¤gerin
ungemindertes Arbeitslosengeld auch fÃ¼r die Zeit vom 01. bis 17.09.2004 zu
zahlen. Die Beklagte hat die Kosten der KlÃ¤gerin zu erstatten. Die Berufung wird
zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin wendet sich gegen eine Minderung des an sie ausgezahlten
Arbeitslosengeldes (Alg) wegen verspÃ¤teter Meldung als arbeitsuchend.

Die am 00.00.0000 geborene KlÃ¤gerin arbeitete seit 1986 bei der Firma J AG
(spÃ¤ter J GmbH) in E. Am 15.01.2004 kÃ¼ndigte der Arbeitgeber das
ArbeitsverhÃ¤ltnis zum 31.07.2004; bis zum 31.08.2004 befand sich die KlÃ¤gerin
in Transferkurzarbeit. Am 14.05.2004 meldete sie sich arbeitslos ab dem
01.09.2004 und beantragte Alg. Nach Einholung einer Arbeitsbescheinigung
gewÃ¤hrte die Beklagte mit Bescheid vom 23.07.2004 Alg und nahm zugleich eine
Minderung des Anspruchs um 245.- Euro vor, da sich die KlÃ¤gerin erst am
23.01.2004 und somit um 7 Tage zu spÃ¤t arbeitsuchend gemeldet habe.
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Den am 05.08.2004 eingelegten Widerspruch wies die Beklagte mit Bescheid vom
13.08.2004 zurÃ¼ck.

Hiergegen richtet sich die am 00.00.0000 erhobene Klage.

Die KlÃ¤gerin behauptet, sie habe noch am 15.01.2004 bei der Beklagten
angerufen, um einen Termin zu vereinbaren, sei jedoch nicht auf eine Pflicht zur
unverzÃ¼glichen Meldung hingewiesen worden.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 23.07.2004 in der Fassung
des Widerspruchsbescheides vom 13.08.2004 zu verurteilen, ihr ungemindertes
Arbeitslosengeld auch fÃ¼r die Zeit vom 01. bis 17.09.2004 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie bleibt bei ihrer bisherigen Auffassung.

Hinsichtlich der wesentlichen Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
gewechselten SchriftsÃ¤tze und die Ã¼brige Gerichtsakte sowie die beigezogene
Verwaltungsakte, deren wesentlicher Inhalt Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen ist, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet. Die angefochtenen Entscheidungen der
Beklagten sind rechtswidrig im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz
(SGG). Die Beklagte durfte den Alg-Anspruch der KlÃ¤gerin nicht wegen
verspÃ¤teter Meldung mindern. Die Â§Â§ 37 b und 140 Sozialgesetzbuch Drittes
Buch â�� ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III) als gesetzliche Grundlagen der Minderung
sind verfassungskonform dahingehend auszulegen, dass eine Minderung zumindest
dann unterbleibt, wenn der Betroffene seine Obliegenheit zu frÃ¼hzeitiger Meldung
als arbeitsuchend weder kennt noch aufgrund grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kennt
und auch keine allgemein bekannten Verhaltenserwartungen der
Versichertengemeinschaft missachtet hat.

Die Beklagte zahlt nach MaÃ�gabe der Â§Â§ 117 ff SGB III Alg. Dass die KlÃ¤gerin
die Anspruchsvoraussetzungen hierfÃ¼r erfÃ¼llt, ist zwischen den Beteiligten nicht
streitig. Die Beklagte durfte den Alg-Anspruch auch nicht nach Â§ 140 SGB III
mindern. Nach Satz 1 dieser Vorschrift mindert sich der Anspruch auf Alg, wenn sich
der Arbeitslose entgegen Â§ 37 b SGB III nicht unverzÃ¼glich arbeitsuchend
gemeldet hat. Nach Â§ 37 b Satz 1 SGB III sind Personen, deren
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis endet, verpflichtet, sich unverzÃ¼glich nach
Kenntnis des Beendigungszeitpunkts persÃ¶nlich bei der Agentur fÃ¼r Arbeit
arbeitsuchend zu melden.
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https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/37b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/140.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/117.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/140.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/37b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/37b.html


 

Die Beklagte kann sich nicht auf Â§ 140 Satz 1 SGB III als ErmÃ¤chtigungsgrundlage
fÃ¼r die Minderung berufen, da die KlÃ¤gerin â�� unter Zugrundelegung der
gebotenen verfassungs-konformen Auslegung der Â§Â§ 37 b, 140 SGB III â�� den
Tatbestand dieser Vorschrift nicht verwirklicht hat.

Entgegen seinem Wortlaut enthÃ¤lt Â§ 37 b Satz 1 SGB III keine echte Rechtspflicht,
sondern eine Obliegenheit (LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 21.09.2004 â�� L 1
AL 51/04; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 18.11.2004 â�� L 12 AL 2249/04;
LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 09.06.2004 â�� L 3 AL 1267/04), denn die
Vorschrift verlangt dem Versicherten bereits im Stadium vor dem eigentlichen
LeistungsverhÃ¤ltnis ein Verhalten ab, das die Versichertengemeinschaft vor dem
vermeidbaren Schaden bewahren soll, der durch verzÃ¶gerte Aufnahme der
VermittlungsbemÃ¼hungen typischerweise entsteht (SG Berlin, Urteile vom
26.03.2004 â�� S 58 AL 6603/03 und 108/04, info also 2004, S. 111 f und 112 (113
f); Geiger, SGb 2004, 342, 343). Gemeinsam ist Rechtspflicht und Obliegenheit,
dass ein VerstoÃ� gegen sie nur bei vorwerfbarem Handeln sanktioniert ist und
demgemÃ¤Ã� eine nicht vorwerfbare Unkenntnis der Obliegenheit die Sanktion
nicht auslÃ¶st (hierzu und zum Foglenden LSG Nordrhein-Westfalen, a.a.O., unter
Verweis auf BSG, NZS 2004, 275). Auch Â§ 37 b Satz 1 SGB III weicht von diesem
Grundsatz nicht ab: Erstens verweist bereits der Wortlaut auf eine verschuldete
MeldungsverzÃ¶gerung, denn "unverzÃ¼glichâ�� bedeutet nach der â�� auch im
Sozialrecht gÃ¼ltigen (SG Freiburg i. Br., Gerichtsbescheid vom 15.04.2004 â�� S 9
AL 3989/03; Heinrichs, in: Palandt, BGB, 63. Aufl., 2004, Â§ 121, Rn. 3; Jauernig, in:
Jauernig, BGB, 11. Aufl., 2004, Â§ 121, Rn. 1; a.A. Coseriu/Jakob, in:
Praxiskommentar SGB III, Â§ 37 b, Rn. 8) â�� gesetzlichen Definition in Â§ 121 Abs.
1 Satz 1 des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuchs (BGB) "ohne schuldhaftes ZÃ¶gern" (LSG
Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 22.09.2004 â�� L 5 AL 1986/04 â�� Az des
Revisionsverfahrens: B 7 AL 80/04 R; SG Mannheim, Urteil 14.05.2004 â�� S 11 AL
3775/03; einschrÃ¤nkend Kruse, in: Gagel, SGB III, Â§ 37b Rn. 4). Zweitens muss bei
der Auslegung von Â§ 37 b SGB III auch Â§ 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 SGB III mitgelesen
werden, wonach der Arbeitgeber "Ã¼ber die Verpflichtung unverzÃ¼glicher
Meldung ( â�¦) informierenâ�� soll. Solange die Obliegenheit zur unverzÃ¼glichen
Meldung noch nicht zum allgemein prÃ¤senten Wissen eines Arbeitnehmers
gehÃ¶rt, setzt die Minderung nach Â§ 140 SGB III daher einen entsprechenden
Hinweis voraus (LSG Nordrhein-Westfalen, a.a.O.). Ein solcher Hinweis ist nicht in
den AufklÃ¤rungskampagnen der Beklagten und der entsprechenden
Presseberichterstattung zu sehen. Erstere dÃ¼rfte den einzelnen Arbeitnehmer nur
in geringem MaÃ�e erreicht haben (LSG Nordrhein-Westfalen, a.a.O.) und letztere
ersetzt einen individuellen Hinweis bereits deswegen nicht, weil das
ArbeitsfÃ¶rderungsrecht keine Obliegenheit des Arbeitnehmers enthÃ¤lt, die
Presseberichterstattung Ã¼ber RechtsÃ¤nderungen zu verfolgen, auf ihre
Richtigkeit hin zu prÃ¼fen und das Ergebnis dieser PrÃ¼fung dergestalt
vorzuhalten, dass er im Bedarfsfall jederzeit darauf zurÃ¼ckgreifen kann (vgl. auch
SG Mannheim, a.a.O.).

Die KlÃ¤gerin ist nicht auf die Obliegenheit nach Â§ 37 b Satz 1 SGB III hingewiesen
worden, denn im (in den Akten der Beklagten enthaltenen) KÃ¼ndigungsschreiben
fehlt ein entsprechender Hinweis.
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Der Regelungsgehalt des Â§ 37 b SGB III gehÃ¶rt auch nicht zum allgemein
prÃ¤senten Wissen eines Arbeitnehmers. Dies kÃ¤me dann in Betracht, wenn die
Vorschrift bereits zuvor bestehende und allgemein bekannte Verhaltserwartungen
der Versichertengemeinschaft kodifizierte (SG Berlin, Urteil vom 26.03.2004 â�� S
58 AL 6603/03, a.a.O.). Statt dessen bricht Â§ 37 b SGB III gerade mit der bisherigen
Rechtslage und dem hierauf basierenden Ã¼berkommenen RechtsbewuÃ�tsein
(ausfÃ¼hrlich LSG Nordrhein-Westfalen, a.a.O., SG Berlin, a.a.O., S. 112). So
erklÃ¤rt Â§ 122 Abs. 1 Satz 2 SGB III eine vor Eintritt der Arbeitslosigkeit (Â§ 119
SGB III) erfolgte Arbeitslosmeldung unter den bestimmten Voraussetzungen fÃ¼r
zulÃ¤ssig, aber gerade nicht fÃ¼r erforderlich, wÃ¤hrend der Bezug von Alg nach 
Â§ 117 Abs. 1 Nr. 1 SGB III grundsÃ¤tzlich gegenwÃ¤rtige (und nicht zukÃ¼nftige)
Arbeitslosigkeit voraussetzt.

Die vorangehende Auslegung der Â§Â§ 37 b, 140 SGB III hÃ¤lt das Gericht
schlieÃ�lich auch aus verfassungsrechtlichen GrÃ¼nden fÃ¼r geboten. Eine
gesetzliche Regelung ist nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) nicht verfassungswidrig, solange eine nach
den anerkannten GrundsÃ¤tzen Ã¼ber die Interpretation von Gesetzen zulÃ¤ssige
Auslegung mÃ¶glich ist, die mit dem Grundgesetz (GG) in Einklang steht (BVerfGE
69, 1, 55 m.w.N.). Die Â§Â§ 140 Satz 1 i.V.m. 37 b Satz 1 SGB III ordnen eine
Minderung des von der verfassungsrechtlichen Eigentumsgarantie in Art. 14 Abs. 1
Satz 1 GG erfassten Anspruchs auf Alg (BVerfGE 72, 9; BVerfG, Beschluss vom
10.02.1987 â�� 1 Bvl 15/83; ganz h.M.) an. Sie fungieren somit als Inhalts- und
Schrankenbestimmung i.S.d. Â§ 14 Abs. 1 Satz 2 GG (vgl. nur SG Aachen, Urteil vom
18.06.2004 â�� S 8 AL 82/04; SG Frankfurt an der Oder, Beschluss vom 01.04.2004
â�� S 7 AL 42/04, h.M.) und mÃ¼ssen als solche zur Erreichung des
gesetzgeberischen Zwecks geeignet und erforderlich sein. SchlieÃ�lich darf sich der
Grundrechtseingriff fÃ¼r den Betroffenen auch nicht Ã¼bermÃ¤Ã�ig belastend
auswirken, d.h. die Belastung und der mit ihr verfolgte gesetzgeberische Zweck
mÃ¼ssen in einem wohl abgewogenen VerhÃ¤ltnis zueinander stehen
(VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit im engeren Sinne, vgl. BVerfGE 72, 66, 77 f.). Eine
Minderung des Alg nach den Â§Â§ 37 b, 140 SGB III ist in FÃ¤llen wie dem
vorliegenden zumindest unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig im engeren Sinne (bereits gegen
Geeignetheit und Erforderlichkeit SG Frankfurt an der Oder, a.a.O.). Der durch die 
Â§Â§ 37 b, 140 SGB III angestrebte Zweck liegt in einer mÃ¶glichst frÃ¼hzeitige
Vermittlung der demnÃ¤chst Arbeitslosen und im Idealfall in der Vermeidung von
Arbeitslosigkeit Ã¼berhaupt, weswegen in der GesetzesbegrÃ¼ndung (BT-Drs.
15/25 S. 31) von der Minderung als pauschalem Schadensausgleich zugunsten der
Versichertengemeinschaft die Rede ist. Ein grobes MiÃ�verhÃ¤ltnis zwischen
diesem Zweck und der gesetzlich angeordneten Sanktion liegt nach Auffassung der
Kammer aber jedenfalls dann vor, wenn der demnÃ¤chst Arbeitslose seine
Obliegenheit nicht wenigstens grob fahrlÃ¤ssig verkennt und aus seiner Sicht alle
erforderlichen Schritte unternimmt, um seine baldige Vermittlung zu fÃ¶rdern. Dies
ist dann der Fall, wenn die Meldung als arbeitsuchend bereits vor Eintrit der
Arbeitslosigkeit erfolgt und der Versichertengemeinschaft kein besonderer â��
Ã¼ber den Ausfall von VermittlungstÃ¤tigkeit hinausgehender â�� Schaden
entstanden ist.
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Im vorliegenden Fall ist festzustellen, dass die KlÃ¤gerin diese allgemeine
Verhaltenserwartung der Versichertengemeinschaft (eigene BemÃ¼hungen zur
Vermeidung von Arbeitslosigkeit) erfÃ¼llt hat. Unter Zugrundelegung des von der
Beklagten angenommenen Zeitpunkts der Meldung am 23.01.2004 hat sie sich
mehr als 7 Monate vor Eintritt der Arbeitslosigkeit (01.09.2004) arbeitsuchend
gemeldet. Dass die Beklagte hingegen an den 5 dienstbereiten Tagen zwischen
dem 15. und dem 23.01.2004 keine VermittlungsbemÃ¼hungen entfalten konnte,
fÃ¤llt angesichts einer solch langen "Vorlaufzeit" nicht derart wesentlich ins
Gewicht, dass die KlÃ¤gerin mit einem pauschalierten Schadensausgleich wegen
entgangener Vermittlungschancen belastet werden dÃ¼rfte.

Dieser verfassungskonformen Auslegung der Â§Â§ 37 b Satz 1, 140 SGB III lÃ¤sst
sich schlieÃ�lich auch nicht entgegenhalten, die Minderung von Alg werde durch
einen Schadensersatzanspruch gegen den frÃ¼heren Arbeitgeber wegen
Nichtbeachtung der der gesetzlichen Hinweispflicht kompensiert. Es kann
dahinstehen, ob und inwieweit zivilrechtliche SchadensersatzansprÃ¼che gegen
private Dritte Ã¼berhaupt geeignet sind, um Grundrechtseingriffe auszugleichen.
Jedenfalls hat die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung einen derartigen
Schadensersatzanspruch bislang abgelehnt (LAG DÃ¼sseldorf, Urteil vom
29.09.2004 â�� 12 Sa 1323/04; LAG Hamm, Urteil vom 07.09.2004 â�� 19 Sa
1248/04 m.w.N. â�� Az des Revisionsverfahrens: 8 AZR 571/04; ArbG Verden, Urteil
vom 27.11.2003 â�� 3 Ca 1567/03, NZA-RR 2004, 108 f, mit zust. Anm.
Heins/HÃ¶stermann, BB 2004, 1633 f; hierzu auch Geiger, a.a.O., S. 343 m.w.N.).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG, die Entscheidung Ã¼ber die
Zulassung der Berufung auf Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 SGG.

Erstellt am: 23.03.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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